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Ordnungsbehördliche Verordnung
vom 23. März 2018
über die Freigabe

eines verkaufsoffenen Sonntages 
am 15.04.2018

im Stadtteil Essen-Altenessen

Aufgrund des § 6 Absätze 1 und 4 des Laden-
öffnungsgesetzes NRW vom 16. November 
2006 (GV. NRW S. 516) in Verbindung mit
§ 27 des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden (Ordnungs-
behördengesetz) vom 13. Mai 1980 (GV. 
NRW S. 528), jeweils in der z. Zt. gültigen 
Fassung, wird von der Stadt Essen als ört-
licher Ordnungsbehörde aufgrund des § 41 
Abs. 1 Buchstabe f der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. 
Juli 1994 (GV. NRW S. 666) in der z. Zt. 
gültigen Fassung für das Gebiet der Stadt 
Essen folgende Verordnung erlassen:

§ 1

(1) Der verkaufsoffene Sonntag im Stadtteil 
Essen-Altenessen wird für folgenden 
Termin und Anlass bestimmt:

 15.04.2018;

 Anlass: Altenessener Frühling mit Kirmes 
und Mobilitätsschau 2018

 Die Gebietsgrenzen ergeben sich aus
§ 2 dieser Verordnung.

(2) Die Öffnungszeiten gelten im Zeitraum 
von 13.00 bis 18.00 Uhr.

§ 2

Der Geltungsbereich wird im Einzelnen 
durch einen Straßenverbund jeweils beide 
Straßenseiten) defi niert:

Altenessener Straße (Karlsplatz/Kolpingstra-
ße bis Einmündung Vogelheimer Straße), 
Vogelheimer Straße, Wolbeckstraße, Jo-
hanniskirchstraße bis Altenessener Straße 
(Karlsplatz)

Die Anlage zu § 2 stellt den räumlichen 
Geltungsbereich bildlich dar.

§ 3

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich  
oder fahrlässig Verkaufsstellen außerhalb 
der im Rahmen dieser Verordnung  zu-
gelassenen Zeiten und Örtlichkeiten offen 
hält.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 
des Ladenöffnungsgesetzes NRW mit 
einer Geldbuße bis zu 5.000,--€ geahndet 
werden.

§ 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer 
Verkündung in Kraft.

* * *
Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser ordnungsbehördli-
chen Verordnung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung gemäß § 7 
Abs. 6 GO NRW nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese ordnungsbehördlichen Verordnung 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Essen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende ordnungsbehördliche Ver-
ordnung sowie der Hinweis nach § 7 Abs. 6 
GO NRW werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

23. März 2018 Der Oberbürgermeister
 als örtliche
 Ordnungsbehörde
 Thomas Kufen

(Plan siehe Seite 70)
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Ordnungsbehördliche Verordnung
vom 23. März 2018
über die Freigabe

eines verkaufsoffenen Sonntages 
am 06.05.2018

im Stadtteil Essen-Borbeck

Aufgrund des § 6 Absätze 1 und 4 des Laden-
öffnungsgesetzes NRW vom 16. November 
2006 (GV. NRW S. 516) in Verbindung mit
§ 27 des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden (Ordnungs-
behördengesetz) vom 13. Mai 1980 (GV. 
NRW S. 528), jeweils in der z. Zt. gültigen 
Fassung, wird von der Stadt Essen als ört-
licher Ordnungsbehörde aufgrund des § 41 
Abs. 1 Buchstabe f der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. 
Juli 1994 (GV. NRW S. 666) in der z. Zt. 
gültigen Fassung für das Gebiet der Stadt 
Essen folgende Verordnung erlassen:

§ 1

(1) Der verkaufsoffene Sonntag im Stadtteil 
Essen-Borbeck wird für folgenden Termin 
und Anlass bestimmt:

 06.05.2018;

 Anlass: Borbecker Autoschau 2018

 Die Gebietsgrenzen ergeben sich aus
§ 2 dieser Verordnung.

(2) Die Öffnungszeiten gelten im Zeitraum 
von 13.00 bis 18.00 Uhr.

§ 2

Der Geltungsbereich wird im Einzelnen 
durch einen Straßenverbund jeweils beide 
Straßenseiten) defi niert:

Fürstäbtissinstraße ab Einmündung, Diony-
siuskirchplatz, Hülsmannstraße, Borbecker 
Str., Heinrich-Brauns-Straße, Am Brachland, 
Kraftstraße, Otto-Brenner-Straße, Borbecker 
Straße bis Einmündung Fürstäbtissinstraße.

Die Anlage zu § 2 stellt den räumlichen 
Geltungsbereich bildlich dar.

§ 3

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig Verkaufsstellen außerhalb 
der im Rahmen dieser Verordnung zuge-
lassenen Zeiten und Örtlichkeiten offen 
hält.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 
des Ladenöffnungsgesetzes NRW mit 
einer Geldbuße bis zu 5.000,--€ geahndet 
werden.

§ 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer 
Verkündung in Kraft.

* * *
Es wird darauf hingewiesen, dass eine 

Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser ordnungsbehördli-
chen Verordnung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung gemäß § 7 
Abs. 6 GO NRW nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese ordnungsbehördliche Verordnung 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Essen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende ordnungsbehördliche Ver-
ordnung sowie der Hinweis nach § 7 Abs. 6 
GO NRW werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

23. März 2018 Der Oberbürgermeister
 als örtliche
 Ordnungsbehörde
 Thomas Kufen

(Plan siehe Seite 71)

Ordnungsbehördliche Verordnung
vom 23. März 2018
über die Freigabe

eines verkaufsoffenen Sonntages 
am 26.08.2018

im Stadtteil Essen-Heisingen

Aufgrund des § 6 Absätze 1 und 4 des Laden-
öffnungsgesetzes NRW vom 16. November 
2006 (GV. NRW S. 516) in Verbindung mit
§ 27 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse 
der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz) vom 13. Mai 1980 (GV. NRW S. 528), 
jeweils in der z. Zt. gültigen Fassung, wird von 
der Stadt Essen als örtlicher Ordnungsbehörde 
aufgrund des § 41 Abs. 1 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666) 
in der z. Zt. gültigen Fassung für das Gebiet 
der Stadt Essen folgende Verordnung erlassen:

§ 1

(1) Der verkaufsoffene Sonntag im Stadtteil 
Essen-Heisingen wird für folgenden Ter-
min und Anlass bestimmt:

 26.08.2018;

 Anlass: Wottelfest 2018

 Die Gebietsgrenzen ergeben sich aus
§ 2 dieser Verordnung.

(2) Die Öffnungszeiten gelten im Zeitraum 
von 13.00 bis 18.00 Uhr.

§ 2

Der Geltungsbereich wird im Einzelnen 
durch einen Straßenverbund jeweils beide 
Straßenseiten) defi niert:

Zölestinstraße ab Lelei, Schangstraße, Kö-
nigsiepen, Linhöferberg, Heisinger Straße bis 
Georgstraße und zurück bis Bahnhofstraße, 
Bahnhofstraße, Lelei bis Zölestinstraße,

Die Anlage zu § 2 stellt den räumlichen 
Geltungsbereich bildlich dar.

§ 3

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig Verkaufsstellen außerhalb 
der im Rahmen dieser Verordnung zuge-
lassenen Zeiten und Örtlichkeiten offen 
hält.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 
des Ladenöffnungsgesetzes NRW mit 
einer Geldbuße bis zu 5.000,--€ geahndet 
werden.

§ 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer 
Verkündung in Kraft.

* * *
Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser ordnungsbehördli-
che Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung gemäß § 7 Abs. 6 
GO NRW nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese ordnungsbehördliche Verordnung 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Essen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende ordnungsbehördliche Ver-
ordnung sowie der Hinweis nach § 7 Abs. 6 
GO NRW werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

23. März 2018 Der Oberbürgermeister
 als örtliche
 Ordnungsbehörde
 Thomas Kufen

(Plan siehe Seite 72)
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Ordnungsbehördliche Verordnung
vom 23. März 2018
über die Freigabe

eines verkaufsoffenen Sonntages 
am 15.04.2018

in der Essener Innenstadt

Aufgrund des § 6 Absätze 1 und 4 des Laden-
öffnungsgesetzes NRW vom 16. November 
2006 (GV. NRW S. 516) in Verbindung mit
§ 27 des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden (Ordnungs-
behördengesetz) vom 13. Mai 1980 (GV. 
NRW S. 528), jeweils in der z. Zt. gültigen 
Fassung, wird von der Stadt Essen als ört-
licher Ordnungsbehörde aufgrund des § 41 
Abs. 1 Buchstabe f der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. 
Juli 1994 (GV. NRW S. 666) in der z. Zt. 
gültigen Fassung für das Gebiet der Stadt 
Essen folgende Verordnung erlassen:

§ 1

(1) Der verkaufsoffene Sonntag in der Esse-
ner Innenstadt wird für folgenden Termin 
und Anlass bestimmt:

 15.04.2018;

 Anlass: Essener Frühlingsmarkt

 Die Gebietsgrenzen ergeben sich aus
§ 2 dieser Verordnung.

(2) Die Öffnungszeiten gelten im Zeitraum 
von 13.00 bis 18.00 Uhr.

§ 2

Der Geltungsbereich wird im Einzelnen 
durch einen Straßenverbund jeweils beide 
Straßenseiten) defi niert:

Berliner Platz, Friedrich-Ebert-Straße, Vie-
hofer Platz, Schützenbahn, Varnhorststraße, 
Hollestraße, Am Hauptbahnhof, Hachestra-
ße, Hindenburgstraße, Ostfeldstraße bis 
Berliner Platz

Die Anlage zu § 2 stellt den räumlichen 
Geltungsbereich bildlich dar.

§ 3

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig Verkaufsstellen außerhalb der im 
Rahmen dieser Verordnung zugelassenen 
Zeiten und Örtlichkeiten offen hält.

Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 
des Ladenöffnungsgesetzes NRW mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000,--€ geahndet werden.

§ 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer 
Verkündung in Kraft.

* * *
Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser ordnungsbehördli-
chen Verordnung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung gemäß § 7 
Abs. 6 GO NRW nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese ordnungsbehördliche Verordnung 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Essen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende ordnungsbehördliche Ver-
ordnung sowie der Hinweis nach § 7 Abs. 6 
GO NRW werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

23. März 2018 Der Oberbürgermeister
 als örtliche
 Ordnungsbehörde
 Thomas Kufen

(Plan siehe Seite 73)

Ordnungsbehördliche Verordnung
vom 23. März 2018
über die Freigabe

eines verkaufsoffenen Sonntages 
am 29.04.2018

im Stadtteil Essen-Kettwig

Aufgrund des § 6 Absätze 1 und 4 des Laden-
öffnungsgesetzes NRW vom 16. November 
2006 (GV. NRW S. 516) in Verbindung mit
§ 27 des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden (Ordnungs-
behördengesetz) vom 13. Mai 1980 (GV. 
NRW S. 528), jeweils in der z. Zt. gültigen 
Fassung, wird von der Stadt Essen als ört-
licher Ordnungsbehörde aufgrund des § 41 
Abs. 1 Buchstabe f der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. 
Juli 1994 (GV. NRW S. 666) in der z. Zt. 
gültigen Fassung für das Gebiet der Stadt 
Essen folgende Verordnung erlassen:

§ 1

(1) Der verkaufsoffene Sonntag im Stadtteil 
Essen-Kettwig wird für folgenden Termin 
und Anlass bestimmt:

 29.04.2018;

 Anlass: Kettwiger Frühlingsfest 2018

 Die Gebietsgrenzen ergeben sich aus
§ 2 dieser Verordnung.

(2) Die Öffnungszeiten gelten im Zeitraum 
von 13.00 bis 18.00 Uhr.

§ 2

Der Geltungsbereich wird im Einzelnen 
durch einen Straßenverbund jeweils beide 
Straßenseiten) defi niert:

Graf-Zeppelin-Straße ab Einmündung Bre-
derbachstraße, Ringstraße bis Einmündung 
Mühlengraben, Ruhrstraße, Brederbachstra-
ße bis Einmündung Graf-Zeppelin-Straße

Die Anlage zu § 2 stellt den räumlichen 
Geltungsbereich bildlich dar.

§ 3

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig Verkaufsstellen außerhalb 
der im Rahmen dieser Verordnung zuge-
lassenen Zeiten und Örtlichkeiten offen 
hält.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 
des Ladenöffnungsgesetzes NRW mit 
einer Geldbuße bis zu 5.000,--€ geahndet 
werden.

§ 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer 
Verkündung in Kraft.

* * *
Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser ordnungsbehördli-
chen Verordnung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung gemäß § 7 
Abs. 6 GO NRW nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese ordnungsbehördliche Verordnung 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Essen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende ordnungsbehördliche Ver-
ordnung sowie der Hinweis nach § 7 Abs. 6 
GO NRW werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

23. März 2018 Der Oberbürgermeister
 als örtliche
 Ordnungsbehörde
 Thomas Kufen

(Plan siehe Seite 74)
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Ordnungsbehördliche Verordnung
vom 23. März 2018
über die Freigabe

eines verkaufsoffenen Sonntages 
am 03.06.2018

im Stadtteil Essen-Steele

Aufgrund des § 6 Absätze 1 und 4 des Laden-
öffnungsgesetzes NRW vom 16. November 
2006 (GV. NRW S. 516) in Verbindung mit
§ 27 des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden (Ordnungs-
behördengesetz) vom 13. Mai 1980 (GV. 
NRW S. 528), jeweils in der z. Zt. gültigen 
Fassung, wird von der Stadt Essen als ört-
licher Ordnungsbehörde aufgrund des § 41 
Abs. 1 Buchstabe f der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. 
Juli 1994 (GV. NRW S. 666) in der z. Zt. 
gültigen Fassung für das Gebiet der Stadt 
Essen folgende Verordnung erlassen:

§ 1

(1) Der verkaufsoffene  Sonntag  im Stadtteil  
Essen-Steele wird für folgenden Termin  
und Anlass bestimmt:

 03.06.2018; 

 Anlass: Steeler Gesundheitstag 2018

 Die Gebietsgrenzen ergeben sich aus
§ 2 dieser Verordnung.

(2) Die Öffnungszeiten gelten im Zeitraum 
von 13.00 bis 18.00 Uhr.

§ 2

Der Geltungsbereich wird im Einzelnen 
durch einen Straßenverbund jeweils beide 
Straßenseiten) defi niert:

Grenoblestraße (ab Paßstraße), Henglerstra-
ße, Grendtor, Paßstraße bis Grenoblestraße.

Die Anlage zu § 2 stellt den räumlichen 
Geltungsbereich bildlich dar.

§ 3

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig Verkaufsstellen außerhalb 
der im Rahmen dieser Verordnung zuge-
lassenen Zeiten und Örtlichkeiten offen 
hält.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 
des Ladenöffnungsgesetzes NRW mit 
einer Geldbuße bis zu 5.000,--€ geahndet 
werden.

§ 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer 
Verkündung in Kraft.

* * *
Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 

Zustandekommen dieser ordnungsbehördli-
chen Verordnung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung gemäß § 7 
Abs. 6 GO NRW nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese ordnungsbehördliche Verordnung 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Essen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende ordnungsbehördliche Ver-
ordnung sowie der Hinweis nach § 7 Abs. 6 
GO NRW werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

23. März 2018 Der Oberbürgermeister
 als örtliche
 Ordnungsbehörde
 Thomas Kufen

(Plan siehe Seite 75)

Ordnungsbehördliche Verordnung
vom 23. März 2018
über die Freigabe

eines verkaufsoffenen Sonntages 
am 29.04.2018

im Stadtteil Essen-Steele

Aufgrund des § 6 Absätze 1 und 4 des Laden-
öffnungsgesetzes NRW vom 16. November 
2006 (GV. NRW S. 516) in Verbindung mit
§ 27 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse 
der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz) vom 13. Mai 1980 (GV. NRW S. 528), 
jeweils in der z. Zt. gültigen Fassung, wird von 
der Stadt Essen als örtlicher Ordnungsbehörde 
aufgrund des § 41 Abs. 1 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666) 
in der z. Zt. gültigen Fassung für das Gebiet 
der Stadt Essen folgende Verordnung erlassen:

§ 1

(1) Der verkaufsoffene  Sonntag  im Stadtteil  
Essen-Steele wird für folgenden Termin  
und Anlass bestimmt:

 29.04.2018;

 Anlass: Steeler Blumen- und Pfl anzen-
markt 2018

 Die Gebietsgrenzen ergeben sich aus
§ 2 dieser Verordnung.

(2) Die Öffnungszeiten gelten im Zeitraum 
von 13.00 bis 18.00 Uhr.

§ 2

Der Geltungsbereich wird im Einzelnen 
durch einen Straßenverbund jeweils beide 
Straßenseiten) defi niert:

Grenoblestraße (ab Paßstraße), Henglerstra-
ße, Grendtor, Paßstraße bis Grenoblestraße.

Die Anlage zu § 2 stellt den räumlichen 
Geltungsbereich bildlich dar.

§ 3

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig Verkaufsstellen außerhalb 
der im Rahmen dieser Verordnung zuge-
lassenen Zeiten und Örtlichkeiten offen 
hält.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 
des Ladenöffnungsgesetzes NRW mit 
einer Geldbuße bis zu 5.000,--€ geahndet 
werden.

§ 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer 
Verkündung in Kraft.

* * *
Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser ordnungsbehördli-
chen Verordnung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung gemäß § 7 
Abs. 6 GO NRW nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese ordnungsbehördliche Verordnung 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Essen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende ordnungsbehördliche Ver-
ordnung sowie der Hinweis nach § 7 Abs. 6 
GO NRW werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

23. März 2018 Der Oberbürgermeister
 als örtliche
 Ordnungsbehörde
 Thomas Kufen

(Plan siehe Seite 76)
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Ordnungsbehördliche Verordnung
vom 23. März 2018
über die Freigabe

eines verkaufsoffenen Sonntages 
am 15.04.2018

im Stadtteil Essen-Werden

Aufgrund des § 6 Absätze 1 und 4 des Laden-
öffnungsgesetzes NRW vom 16. November 
2006 (GV. NRW S. 516) in Verbindung mit
§ 27 des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden (Ordnungs-
behördengesetz) vom 13. Mai 1980 (GV. 
NRW S. 528), jeweils in der z. Zt. gültigen 
Fassung, wird von der Stadt Essen als ört-
licher Ordnungsbehörde aufgrund des § 41 
Abs. 1 Buchstabe f der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. 
Juli 1994 (GV. NRW S. 666) in der z. Zt. 
gültigen Fassung für das Gebiet der Stadt 
Essen folgende Verordnung erlassen:

§ 1

(1) Der verkaufsoffene Sonntag im Stadtteil 
Essen-Werden wird für folgenden Termin 
und Anlass bestimmt:

 15.04.2018;

 Anlass: Frühjahrs- Stoff- und Tuchmarkt 
2018

 Die Gebietsgrenzen ergeben sich aus
§ 2 dieser Verordnung.

(2) Die Öffnungszeiten gelten im Zeitraum 
von 13.00 bis 18.00 Uhr.

§ 2

Der Geltungsbereich wird im Einzelnen 
durch einen Straßenverbund jeweils beide 
Straßenseiten) defi niert:

Kastellplatz, die Ruhr, Joseph-Breuer-Straße, 
Heckstraße, Wigstraße, Propsteistraße, 
Außenseite der Folkwang-Universität, Kle-
mensborn, Rittergasse bis zum Kastellplatz

Die Anlage zu § 2 stellt den räumlichen 
Geltungsbereich bildlich dar.

§ 3

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig Verkaufsstellen außerhalb 
der im Rahmen dieser Verordnung zuge-
lassenen Zeiten und Örtlichkeiten offen 
hält.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 
des Ladenöffnungsgesetzes NRW mit 
einer Geldbuße bis zu 5.000,--€ geahndet 
werden.

§ 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer 
Verkündung in Kraft.

* * *
Es wird darauf hingewiesen, dass eine 

Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser ordnungsbehördli-
chen Verordnung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung gemäß § 7 
Abs. 6 GO NRW nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese ordnungsbehördliche Verordnung 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher bean standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Essen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende ordnungsbehördliche Ver-
ordnung sowie der Hinweis nach § 7 Abs. 6 
GO NRW werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

23. März 2018 Der Oberbürgermeister
 als örtliche
 Ordnungsbehörde
 Thomas Kufen

(Plan siehe Seite 77)

Verordnung
vom 23. März 2018

zur Änderung der Verordnung über 
die Beförderungsentgelte und 

Beförderungsbedingungen für die 
von der Stadt Essen als Genehmi-
gungsbehörde zugelassenen Taxis 
(Taxitarif) vom 30.06.2008, zuletzt 
geändert am 03. Dezember 2014

Aufgrund § 51 Absatz 1 Personenbeförde-
rungsgesetz (PBefG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 08. August 1990 
(BGBI. 1 S. 1690) in Verbindung mit § 4 der 
Verordnung über die zuständigen Behörden 
und über die Ermächtigung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen nach dem PBefG vom 
30. März 1990 (GV NW 1990 S. 247) und
§ 1 Absatz 3 Ordnungsbehördengesetz 
(OBG) vom 13.05.1980 (GV NW S. 528) 
jeweils in der zurzeit geltenden Fassung, hat 
der Rat der Stadt Essen in seiner Sitzung 
am 21. März 2018 folgende Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über die 
Beförderungsentgelte und Beförderungsbe-
dingungen für die von der Stadt Essen als 
Genehmigungsbehörde zugelassenen Taxis 
(Taxitarif) vom 30.06.2008, zuletzt geändert 
am 03.12.2014, erlassen:

Artikel 1

§ 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

Bei bargeldloser Zahlung mittels Zahlungs-
karten eines Drei-Parteien-Systems (z.B. 
American Express, Diners Club) ist ein 
Zuschlag von 1,50 € zu zahlen. Bei bar-
geldloser Zahlung mittels Zahlungskarten 
eines Vier-Parteien-Systems (z.B. EC-Karte, 
Mastercard, VISA, Debitkarten) ist die Zah-
lung kostenfrei.

Artikel 2

Die Verordnung tritt 4 Wochen nach ihrer 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt 
Essen in Kraft.

* * *
Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser Verordnung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese Verordnung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Essen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende Verordnung sowie der 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 GO NRW werden 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.

23. März 2018 Der Oberbürgermeister
 als örtliche
 Ordnungsbehörde
 Thomas Kufen
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Prüfungsordnung
für Beschäftigte im kommunalen 
Verwaltungsdienst (POA-Gem)

vom 23. März 2018

Der Rat der Stadt hat am 21. März 2018 
gem. § 56 Abs. 1 Berufsbildungsgesetz 
vom 23.03.2005 (BGBl. I S. 931) - BBiG i. 
V. m. § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) der Verord-
nung über die Zuständigkeiten nach dem 
Berufsbildungsgesetz (BBiG) und die Ange-
legenheiten der Berufsbildung im Rahmen 
der Handwerksordnung (HwO) sowie die 
Zuständigkeiten nach dem Berufsqualifi -
kationsfeststellungsgesetz (BQFG) vom 5. 
September 2006 (GV.NRW.S. 446), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 31. Mai 
2016 (GV. NRW. S. 305) nach Beschluss 
des Berufsbildungsausschusses vom 
30.08.2017 die folgende Prüfungsordnung für 
die Durchführung von Fortbildungsprüfungen 
beschlossen:

Erster Abschnitt

Prüfungsausschüsse

§ 1
Errichtung

Das Studieninstitut für kommunale Verwal-
tung der Stadt Essen als zuständige Stelle 
errichtet für die Durchführung der Ersten 
und Zweiten Verwaltungsprüfung Prüfungs-
ausschüsse.

§ 2
Zusammensetzung und Berufung

(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus 
Beauftragten

a) der Arbeitgeber,

b) der Arbeitnehmer,

c) der zuständigen Stelle.

 Der Prüfungsausschuss besteht aus 
mindestens 3 Mitgliedern. Die Zahl der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeauftrag-
ten muss gleich sein.

 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
haben Stellvertreterinnen oder Stellver-
treter. Mitglieder und stellvertretende 
Mitglieder müssen für die Prüfungsgebiete 
sachkundig und für die Mitwirkung im 
Prüfungswesen geeignet sein.

(2) Die Institutsvorsteherin oder der Insti-
tutsvorsteher beruft die Mitglieder und 
stellvertretenden Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses für die Dauer von vier Jahren.

(3) Die Beauftragten der Arbeitgeber und de-
ren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
werden auf Vorschlag der Gebietskörper-
schaften berufen, die Träger des Studien-
instituts sind. Die Beauftragten der Arbeit-
nehmer und deren Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter werden auf Vorschlag der 
im Einzugsgebiet des Studieninstituts für 
Angestellte im kommunalen Verwaltungs-

dienst bestehenden Gewerkschaften und 
selbständigen Vereinigungen von Arbeit-
nehmern mit sozial- oder berufspolitischer 
Zielsetzung berufen.

(4) Werden Mitglieder und stellvertretende 
Mitglieder nicht oder nicht in ausreichen-
der Zahl innerhalb einer vom Studieninsti-
tut gesetzten angemessenen Frist vorge-
schlagen, so beruft die Institutsvorsteherin 
oder der Institutsvorsteher insoweit nach 
pfl ichtgemäßem Ermessen.

(5) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglie-
der der Prüfungsausschüsse können nach 
Anhören der an ihrer Berufung Beteiligten 
aus wichtigem Grund abberufen werden.

(6) Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertre-
tendes Mitglied aus, ist für die verbleiben-
de Amtszeit des Prüfungsausschusses 
eine Neuberufung vorzunehmen.

§ 3
Befangenheit

(1) Bei der Zulassung zur Prüfung und bei 
der Prüfung dürfen Prüfungsausschuss-
mitglieder nicht mitwirken, die befangen 
sind. Die §§ 20 und 21 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. November 
1999 (GV NRW S. 602/SGV. NRW. 2010) 
gelten entsprechend.

(2) Prüfungsausschussmitglieder, die sich 
befangen fühlen, oder Prüflinge, die 
die Besorgnis der Befangenheit geltend 
machen wollen, haben dies der Instituts-
vorsteherin oder dem Institutsvorsteher 
mitzuteilen, während der Prüfung dem 
Prüfungsausschuss.

(3) Die Entscheidung über den Ausschluss 
von der Mitwirkung trifft die Institutsvorste-
herin oder der Institutsvorsteher, während 
der Prüfung der Prüfungsausschuss.

(4) Ist infolge Befangenheit eine ordnungsge-
mäße Besetzung des Prüfungsausschus-
ses nicht möglich, kann die Institutsvor-
steherin oder der Institutsvorsteher die 
Durchführung der Prüfung einem anderen 
Prüfungsausschuss übertragen. Das glei-
che gilt, wenn eine objektive Durchführung 
der Prüfung aus anderen Gründen nicht 
gewährleistet erscheint.

§ 4
Vorsitz, Beschlussfähigkeit,

Abstimmung

(1) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner 
Mitte für die Dauer der Berufungszeit eine 
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und 
stellvertretende Vorsitzende. Vorsitzende 
und stellvertretende Vorsitzende sollen nicht 
derselben Mitgliedergruppe angehören.

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, 
wenn zwei Drittel der Mitglieder, mindestens 
drei, mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. Stimmenthal-

tung ist unzulässig. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden den Ausschlag.

§ 5
Verschwiegenheit

Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglie-
der des Prüfungsausschusses haben über 
alle Prüfungsvorgänge Dritten gegenüber 
Verschwiegenheit zu wahren.

Zweiter Abschnitt

Abschluss mit schriftlicher 
und praktischer Prüfung

§ 6
Prüfungstermine, Ermittlung

der Lehrgangsleistungen

(1) Die Institutsvorsteherin oder der Insti-
tutsvorsteher setzt die Prüfungstermine 
fest, veranlasst die Einladung der zur 
Prüfung zugelassenen Prüfl inge und die 
Benachrichtigung der Arbeitgeber. Diese 
Aufgaben können auf die Studienleiterin 
oder den Studienleiter übertragen werden.

(2) Vor der Prüfung ist der Lehrgangspunkt-
wert zu ermitteln. Für die Lehrgangs-
leistungen gelten die §§ 15, 16 und 19 
Absatz 4 sinngemäß; die erforderlichen 
Entscheidungen trifft die Studienleiterin 
oder der Studienleiter.

(3) In der Nachweisung nach Anlage 1, die die 
Studienleiterin oder der Studienleiter er-
stellt, sind die Punktwerte der im Lehrgang 
nach dem Lehr- und Stoffverteilungsplan 
erbrachten schriftlichen und sonstigen 
Leistungen (z.B. mündliche Leistungen, 
Tests, Hausarbeiten) zum Lehrgangs-
punktwert zusammenzufassen. § 17 Ab-
satz 3 gilt entsprechend. Die Punktwerte 
der schriftlichen und sonstigen Leistungen 
sind im Verhältnis 3:1 zu gewichten. Der 
Lehrgangspunktwert ist der oder dem 
Beschäftigten bekanntzugeben.

§ 7
Ziele, Gegenstand und Bewertung

(1) Die Prüfung dient der Feststellung, ob der 
Prüfl ing

a) über die Fachkompetenz und

b) über die Handlungs- und Sozialkom-
petenz

 zur Wahrnehmung von Aufgaben verfügt, 
für die die Erste oder Zweite Prüfung 
Voraussetzung ist.

(2) Sie hat den aus der kommunalen Ver-
waltungspraxis erwachsenden Anfor-
derungen und Aufgabenstellungen mit 
unterschiedlichem Verantwortungs- und 
Schwierigkeitsgrad Rechnung zu tragen 
und umfasst insbesondere in der Zweiten 
Prüfung auch das Verständnis komplexer 
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Zusammenhänge sowie die erforderlichen 
Methodenkenntnisse.

(3) Bei der Bewertung der schriftlichen und 
praktischen Leistungen sind die Richtigkeit 
der sachlichen Aussage, die praktische 
Verwendbarkeit, die Art und Folgerich-
tigkeit der Begründung, die Gliederung, 
die äußere Form, Rechtschreibung und 
Zeichensetzung und die sprachliche Dar-
stellung zu berücksichtigen.

§ 8
Gliederung der Prüfung

Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen 
und einem praktischen Teil. Die schriftliche 
Prüfung geht der praktischen Prüfung voraus.

§ 9
Erleichterung

für behinderte Prüfl inge

Im Prüfungsverfahren sind für schwerbehin-
derte und ihnen gleichgestellte behinderte 
Menschen die ihrer Behinderung ange-
messenen Erleichterungen auf Antrag zu 
gewähren. Die Erleichterungen dürfen nach 
Art und Umfang nicht zu einer qualitativen 
Herabsetzung der Prüfungsanforderungen 
insgesamt führen.

§ 10
Aufgaben

für die schriftliche Prüfung

(1) In der Ersten Prüfung sind im schriftlichen 
Teil vier Arbeiten von jeweils 180 Minuten 
Dauer aus mindestens drei der in Anlage 
2 genannten vier Prüfungsbereiche anzu-
fertigen.

(2) In der Zweiten Prüfung sind im schriftlichen 
Teil vier Arbeiten von jeweils 240 Minuten 
Dauer aus mindestens drei der in Anlage 
2 genannten vier Prüfungsbereiche anzu-
fertigen.

(3) Die Institutsvorsteherin oder der Insti-
tutsvorsteher bestimmt die Aufgaben für 
die schriftliche Prüfung. Diese Befugnis 
sowie alle weiteren ihr oder ihm nach 
dieser Prüfungsordnung zustehenden 
Befugnisse können auf die Studienlei-
terin oder den Studienleiter übertragen 
werden. Die Prüfungsaufgaben sollen 
fächerübergreifende Bezüge aufweisen.

(4) Die Prüfungsfächer sind den Prüfl ingen 
spätestens vier Wochen vor Beginn der 
schriftlichen Prüfung bekanntzugeben.

§ 11
Aufsicht

bei der schriftlichen Prüfung

(1) Die schriftlichen Arbeiten werden unter 
Aufsicht angefertigt. Die Studienleiterin 
oder der Studienleiter bestimmt, wer die 
Aufsicht führt.

(2) Die schriftlichen Aufgaben sind getrennt 
in verschlossenen Umschlägen aufzu-
bewahren. Die Umschläge werden erst 

an den Prüfungstagen in Gegenwart der 
Prüfl inge geöffnet. Bei jeder Aufgabe sind 
die Zeit, in der sie zu lösen ist, und die 
Hilfsmittel, die benutzt werden können, 
anzugeben. Die Prüfl inge sind auf die 
Folgen ordnungswidrigen Verhaltens
(§ 15) hinzuweisen.

(3) Die Lösungen dürfen keinen Hinweis auf 
den Prüfl ing enthalten.

(4) Die oder der Aufsichtführende fertigt eine 
Niederschrift nach dem Muster der Anlage 
3, vermerkt in ihr jede Unregelmäßigkeit 
und verzeichnet auf jeder Arbeit den 
Zeitpunkt der Abgabe. Die abgegebenen 
Arbeiten sind in einem Umschlag zu ver-
schließen und der Geschäftsstelle des Stu-
dieninstituts unmittelbar zu übersenden.

§ 12
Beurteilung

der schriftlichen Prüfungsarbeiten

(1) Jede Prüfungsarbeit ist von einer Fach-
lehrerin oder einem Fachlehrer und von 
einem Mitglied oder einem stellvertreten-
den Mitglied des Prüfungsausschusses zu 
beurteilen. Die Institutsvorsteherin oder 
der Institutsvorsteher bestimmt, wer die 
Erst- und Zweitbegutachtung vornimmt; 
§ 10 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Nach Begutachtung stehen die Prüfungs-
arbeiten allen Mitgliedern des Prüfungs-
ausschusses in den Geschäftsräumen 
des Studieninstituts zur Einsichtnahme 
zur Verfügung. Jedes Mitglied ist berech-
tigt, eine von dem Urteil des Gutachters 
oder Mitgutachters abweichende Be-
urteilung mit Begründung schriftlich zu 
vermerken.

(3) Bei abweichender Beurteilung bewertet der 
Prüfungsausschuss die Arbeit endgültig.

(4) Erst nach endgültiger Bewertung sämtli-
cher Arbeiten darf die Anonymität aufge-
hoben werden.

§ 13
Zulassung

zur praktischen Prüfung

(1) Ein Prüfl ing ist zur praktischen Prüfung 
zugelassen, wenn

a) drei Arbeiten mit mindestens 5 Punkten 
bewertet sind und

b) der Durchschnitt der vier Prüfungsar-
beiten mindestens 5 Punkte ergibt.

(2) Bei Nichtzulassung ist die Prüfung nicht 
bestanden.

§ 14
Praktische Prüfung

(1) Die praktische Prüfung besteht aus einer 
handlungs- und praxisorientierten Situ-
ation, in welcher der Prüfl ing vorrangig 
seine berufsspezifi schen sozialen und 
kommunikativen Kompetenzen nachwei-

sen soll. Die praktische Prüfung soll in der 
Ersten Prüfung für den einzelnen Prüfl ing 
nicht länger als 20 Minuten, in der Zweiten 
Prüfung nicht länger als 30 Minuten dauern.

 Dem Prüfl ing ist eine angemessene Vor-
bereitungszeit zu gewähren.

(2) Die oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses legt auf Vorschlag der 
Studienleiterin oder des Studienleiters 
die Aufgabe für die praktische Prüfung 
fest und bestimmt die Prüfenden.

(3) Spätestens am zehnten Tage vor der 
praktischen Prüfung sind den Prüfl ingen 
die Zulassung zur praktischen Prüfung, die 
Prüfungsfächer und auf Antrag die Ergebnisse 
der schriftlichen Prüfung bekannt zu geben.

 Im Falle der Präsentation einer Hausauf-
gabe wird die Aufgabe frühestens vier 
Wochen vor der praktischen Prüfung 
bekannt gegeben.

(4) Die Prüfung ist nicht öffentlich. Beauftragte 
der Bezirksregierung und des Ministeri-
ums für Inneres und Kommunales sowie 
die Mitglieder und stellvertretenden Mit-
glieder des Berufsbildungsausschusses 
können anwesend sein. Der Prüfungs-
ausschuss kann andere Personen als 
Gäste zulassen. Bei der Beratung über 
das Prüfungsergebnis dürfen nur die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses 
anwesend sein.

(5) Wird die Leistung in der praktischen 
Prüfung mit „ungenügend“ bewertet, ist 
die Prüfung insgesamt nicht bestanden.

§ 15
Täuschungsversuch

und Verstöße gegen die Ordnung

(1) Als Folgen eines ordnungswidrigen Ver-
haltens, namentlich eines Täuschungs-
versuchs, des Besitzes oder der Be-
nutzung nicht zugelassener Hilfsmittel 
sowie erheblicher Störungen der Ordnung 
können je nach dem Grad der Verfehlung 
ausgesprochen werden:

1. dem Prüfl ing kann die Wiederholung 
einzelner oder mehrerer Prüfungsleis-
tungen aufgegeben werden;

2. Prüfungsleistungen, auf die sich die 
Ordnungswidrigkeit bezieht, können für 
„ungenügend“ (0 Punkte) erklärt werden;

3. die Prüfung kann insgesamt für nicht 
bestanden erklärt werden. Die Ent-
scheidung trifft der Prüfungsausschuss.

(2) Einen Prüfl ing, der sich bei der Anfertigung 
einer schriftlichen Arbeit ordnungswidrig 
verhält, kann die Aufsichtsführung von 
der Fortsetzung dieser Arbeit ausschlie-
ßen. Die Aufsichtsführung hat dies in der 
Niederschrift (Anlage 3) zu vermerken 
und die Institutsleitung unverzüglich zu 
unterrichten.

(3) Auch nach Aushändigung des Prüfungs-
zeugnisses kann der Prüfungsausschuss 
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diese für nicht bestanden erklären, jedoch 
nur innerhalb einer Frist von einem Jahr 
seit dem Tage der praktischen Prüfung.

(4) Vor Entscheidungen des Prüfungsaus-
schusses nach Absatz 1 und 3 ist der 
Prüfl ing zu hören.

§ 16
Bewertung

Für die einzelnen Prüfungsleistungen und 
das Gesamtergebnis der Prüfung werden 
folgende Noten erteilt:

sehr gut 15 oder 14 Punkte:
eine den Anforderungen in besonderem 
Maße entsprechende Leistung;

gut 13, 12, 11 Punkte:
eine den Anforderungen voll entsprechende 
Leistung;

befriedigend 10, 9, 8 Punkte:
eine im Allgemeinen den Anforderungen 
entsprechende Leistung;

ausreichend 7, 6, 5 Punkte:
eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, 
im Ganzen aber den Anforderungen noch 
entspricht; 

mangelhaft 4, 3, 2 Punkte:
eine den Anforderungen nicht entsprechende 
Leistung, die jedoch erkennen lässt, dass die 
notwendigen Grundkenntnisse vorhanden 
sind und die Mängel in absehbarer Zeit 
behoben werden könnten;

ungenügend 1 oder 0 Punkte:
eine den Anforderungen nicht entsprechende 
Leistung, bei der selbst die Grundkenntnisse 
so lückenhaft sind, dass die Mängel in ab-
sehbarer Zeit nicht behoben werden könnten.

§ 17
Feststellung

des Gesamtergebnisses

(1) Nach der praktischen Prüfung trifft der 
Prüfungsausschuss die Entscheidung 
darüber, ob und mit welchem Gesamter-
gebnis die Prüfung bestanden ist.

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtergebnis-
ses werden
1. der Lehrgangspunktwert mit 30 v.H.,

2. der Punktwert für die Leistungen in der 
schriftlichen Prüfung mit 50 v.H., wobei 
die Ergebnisse der Prüfungsarbeiten 
gleich gewichtet werden, und

3. der Punktwert für die Leistungen in 
der praktischen Prüfung mit 20 v.H. 
berücksichtigt.

(3) Bruchwerte sind ohne Rundung bis zur 
zweiten Dezimalstelle zu errechnen.

(4) Die Punktwerte nach Absatz 2 werden 
entsprechend ihrem jeweiligen Anteils-
verhältnis zu einem Punktwert für die 
Abschlussnote zusammengefasst. Den 

ermittelten Punktwerten entsprechen 
folgende Noten:
13,50 bis 15,00 = sehr gut,
10,50 bis 13,49 = gut,
7,50 bis 10,49 = befriedigend,
5,00 bis 7,49 = ausreichend.

(5) Die Prüfung ist bestanden, wenn mindes-
tens die Gesamtnote „ausreichend“ (5,00 
Punkte) erreicht ist. Auf § 14 Absatz 5 wird 
hingewiesen.

(6) Über den Verlauf der praktischen Prü-
fung und über die Feststellung des 
Gesamtergebnisses der Prüfung ist eine 
Niederschrift zu fertigen, die von den 
Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu 
unterzeichnen ist. Die Niederschrift muss 
Angaben enthalten über

– die Zusammensetzung des Prüfungs-
ausschusses,

– die zur Prüfung zugezogenen Fachleh-
rerinnen und Fachlehrer,

– sonstige Teilnehmerinnen oder Teilneh-
mer,

– die Bewertung der Lehrgangsleistun-
gen,

– die Beurteilung der schriftlichen Prü-
fungsarbeiten,

– die Bewertung der praktischen Prü-
fungsleistung und

– das Gesamtergebnis.

§ 18
Zeugnis

(1) Wer die Prüfung besteht, erhält ein Zeugnis 
nach dem Muster der Anlagen 4 oder 5.

(2) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält 
hierüber einen Bescheid des Studieninstituts.

(3) Das zuständige Studieninstitut kann Be-
schäftigten, die vor Inkrafttreten der Prü-
fungsordnung vom 01. Juli 2004 die Erste 
oder Zweite Prüfung für Angestellte bestan-
den haben, auf Antrag eine Bescheinigung 
nach dem Muster der Anlage 6 erteilen.

§ 19
Krankheit, Rücktritt, Versäumnis

(1) Ist ein Prüfl ing durch Krankheit oder 
sonstige von ihm nicht zu vertretende 
Umstände an der Ablegung der Prüfung 
oder einzelner Prüfungsabschnitte verhin-
dert, so hat er dies im Falle der Krankheit 
durch ein ärztliches Zeugnis, im Übrigen 
in sonst geeigneter Form nachzuweisen.

(2) Ein Prüfl ing kann in besonderen Fällen mit 
Genehmigung der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
von der Prüfung zurücktreten.

(3) Im Falle des Absatzes 1 wird die Prüfung 
an einem von der Vorsitzenden oder vom 

Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu bestimmenden Termin fortgesetzt. Sie 
oder er entscheidet auch, in welchem Um-
fang bereits erbrachte Prüfungsleistungen 
anzurechnen sind.

(4) Schriftliche Arbeiten, zu denen ein Prüfl ing 
ohne hinreichende Entschuldigung nicht 
erscheint oder deren Lösung er ohne 
hinreichende Entschuldigung nicht oder 
nicht rechtzeitig abliefert, werden mit der 
Note „ungenügend (0 Punkte)“ bewertet.

(5) Erscheint ein Prüfl ing ohne hinreichende 
Entschuldigung nicht zur praktischen 
Prüfung oder tritt er ohne Genehmigung 
von der Prüfung zurück, so gilt die Prüfung 
als nicht bestanden. Die Feststellung trifft 
der Prüfungsausschuss.

§ 20
Wiederholung der Prüfung

(1) Eine nicht bestandene Prüfung kann 
einmal wiederholt werden.

(2) Die Prüfung ist vollständig zu wiederholen; 
einzelne Prüfungsleistungen können nicht 
erlassen werden.

(3) Der Lehrgangspunktwert wird aus der 
ersten Prüfung übernommen.

 Soweit der Lehrgang teilweise wiederholt 
wird, sind bei der Ermittlung der Lehr-
gangsleistungen die im Wiederholungs-
lehrgang gefertigten Klausuren sowie 
die in dieser Zeit erbrachten sonstigen 
Leistungen zusätzlich mit einzubeziehen.

 Soweit der Lehrgang vollständig wieder-
holt wird, werden für die Bewertung der 
Lehrgangsleistungen ausschließlich die 
im Wiederholungslehrgang erbrachten 
Leistungen zugrunde gelegt.

§ 21
Einsichtnahme

und Aufbewahrungsfristen

(1) Der Prüfling kann nach Abschluss des 
Prüfungsverfahrens innerhalb eines Jahres 
Einsicht in die von ihm gefertigten Prüfungsar-
beiten einschließlich ihrer Bewertung nehmen.

(2) Die Prüfungsunterlagen sind mindestens 
fünf Jahre aufzubewahren. Eine Zweit-
ausfertigung der Niederschrift und eine 
Zweitschrift des Prüfungszeugnisses ist 
der Einstellungskörperschaft zur Aufnah-
me in die Personalakte zu übersenden

Dritter Abschnitt

Sondervorschriften für den 
Abschluss mit modularer 

Zweiter Verwaltungsprüfung

§ 22
Bestandteile

der Prüfungsleistungen

(1) Das Ergebnis der modularen Prüfung 
setzt sich entsprechend der Anlagen 1a 
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beziehungsweise 1b zusammen aus den 
Ergebnissen

a) der Leistungsnachweise der Pfl icht-
module eines modular aufgebauten 
Verwaltungslehrgangs

b) der praktischen Prüfung.

(2) Alle Leistungsnachweise müssen inner-
halb von dreieinhalb Jahren erbracht 
werden. Über Ausnahmen entscheidet 
der Studienleiter oder die Studienleiterin.

(3) Leistungsnachweise, die unter den Be-
dingungen dieser Prüfungsordnung bei 
anderen zuständigen Stellen erbracht 
worden sind, können anerkannt werden. 
Über die Anerkennung entscheidet der 
Studienleiter oder die Studienleiterin.

§ 23
Feststellung

des Gesamtergebnisses

(1) In das Gesamtergebnis fl ießen die Leis-
tungsnachweise mit 80 %, die praktische 
Prüfung mit 20 % ein.

(2) Für die Berechnung gelten § 17 Absätze 
3 und 4 entsprechend.

(3) Die Prüfung ist bestanden, wenn

a) an allen Modulen teilgenommen worden 
ist

b) der Durchschnitt der Leistungsnach-
weise mindestens fünf Punkte beträgt

c) nicht mehr als drei Leistungsnachweise 
des Basisstudiums mit weniger als fünf 
Punkten bewertet sind

d) zwei Klausuren im Schwerpunktbereich 
mit mindestens fünf Punkten bewertet 
sind und der Durchschnitt der Klausuren 
im Schwerpunktbereich mindestens 5 
Punkte beträgt, wenn ein Abschluss mit 
Schwerpunkt angestrebt wird

e) zwei Klausuren in den Schwerpunkt-
bereichen mit mindestens fünf Punkten 
bewertet sind und der Durchschnitt 
der Klausuren in den Schwerpunktbe-
reichen mindestens 5 Punkte beträgt, 
wenn ein Abschluss ohne Schwerpunkt 
angestrebt wird.

 Die Voraussetzung nach Buchstabe a) ist 
erfüllt, wenn nicht mehr als 40 % Fehlzeiten je 
Modul vorliegen. Über Ausnahmen entschei-
det der Studienleiter oder die Studienleiterin.

(4) Nach der praktischen Prüfung trifft der 
Prüfungsausschuss die Entscheidung 
darüber, ob und mit welchem Gesamter-
gebnis die Prüfung bestanden ist.

(5) Ist bereits während des Lehrgangs nach 
Ausschöpfen der Wiederholungsmöglich-
keit nach § 24 das Bestehen der Prüfung 
nach Absatz 3 ausgeschlossen, stellt der 
Prüfungsausschuss zeitnah das Nichtbe-

stehen fest. Der Prüfl ing erhält hierüber 
einen Bescheid.

§ 24
Wiederholung

von Prüfungsleistungen

(1) Werden vier Leistungsnachweise im Ba-
sisstudium mit weniger als fünf Punkten 
bewertet, kann ein Leistungsnachweis 
einmal wiederholt werden.

(2) Werden zwei Klausuren in den Schwer-
punktbereichen mit weniger als fünf Punk-
ten bewertet, kann ein Leistungsnachweis 
einmal wiederholt werden.

(3) Die Wiederholung kann während des 
Lehrganges erfolgen, wenn feststeht, 
dass andernfalls die Bedingungen des
§ 23 Abs. 3 nicht erfüllt werden.

(4) Eine Wiederholung ist nicht möglich, wenn 
mehr als vier Leistungsnachweise im Ba-
sisstudium bzw. alle Leistungsnachweise 
im Schwerpunktbereich mit weniger als 
fünf Punkten bewertet sind.

§ 25
Andere Bestimmungen

Für die modulare Prüfung fi nden im Übrigen 
die Vorschriften der Abschnitte eins und zwei 
Anwendung. Abweichend von § 21 Absatz 1 
kann der Prüfl ing nach endgültiger Bewertung 
Einsicht in die Leistungsnachweise nehmen.

Vierter Abschnitt

Schlussbestimmungen

§ 26
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, 

Übergangsregelung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am 1. Mai 
2018 in Kraft.

 Sie wurde am 31.08.2017 gem. § 47 Abs. 
1 Satz 2 BBiG durch das Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Gleich-
stellung Nordrhein-Westfalen genehmigt.

(2) Gleichzeitig tritt die Prüfungsordnung vom 
01. Juli 2004 außer Kraft.

(3) Für Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 
Angestelltenlehrgängen, die vor dem 
31.08.2017 eingerichtet worden sind, 
gelten die Bestimmungen der bisherigen 
Prüfungsordnung fort.

Anlagen sind nicht aufgenommen.

* * *
Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zu-
standekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 

gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Essen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende Satzung sowie der Hinweis 
nach § 7 Abs. 6 GO NRW werden hiermit 
öffentlich bekannt gemacht.

23. März 2018 Der Oberbürgermeister
 Thomas Kufen

Prüfungsordnung
zum Nachweis der Eignung nach

§ 4 Abs. 5 der Ausbilder-Eignungs-
verordnung

vom 23. März 2018

Der Rat der Stadt Essen hat am 21.03.2018 
gem. § 4 Abs. 5 der Ausbildereignungs-
verordnung vom 21.01.2009 (BGBl. I S. 
88) i. V. m. § 8 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a) 
der Verordnung über die Zuständigkeiten 
nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
und die Angelegenheiten der Berufsbildung 
im Rahmen der Handwerksordnung (HwO) 
sowie die Zuständigkeiten nach dem Berufs-
qualifi kationsfeststellungsgesetz (BQFG) 
(BBiGZustVO) vom 11.09.2012 (GV.NRW.S. 
426) erlässt nach Beschluss des Berufsbil-
dungsausschusses vom 29.April 2014 zum 
Nachweis der berufs- und arbeitspädagogi-
schen Eignung der Ausbilder und Ausbilde-
rinnen die folgende Prüfungsordnung:

Inhaltsverzeichnis

Erster Abschnitt
Vorbereitung der Prüfung

§ 1 Prüfungstermine
§ 2 Zulassung

Zweiter Abschnitt:
Durchführung der Prüfung

§ 3 Gliederung der Prüfung
§ 4 Besondere Verhältnisse behinderter 
  Menschen
§ 5 Nichtöffentlichkeit
§ 6 Leitung und Aufsicht
§ 7 Ausweispfl icht und Belehrung
§ 8 Ordnungswidriges Verhalten
§ 9 Rücktritt, Nichtteilnahme
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Dritter Abschnitt:
Bewertung, Feststellung und Beurkun-
dung des Prüfungsergebnisses

§ 10 Bewertungsschlüssel
§ 11 Feststellung des Prüfungsergebnisses
§ 12 Mitteilung über Bestehen oder Nicht-
  bestehen, Bescheid über nicht bestan-
  dene Prüfung
§ 13 Prüfungszeugnis

Vierter Abschnitt:
Wiederholungsprüfung

§ 14 Wiederholungsprüfung

Fünfter Abschnitt:
Schlussbestimmungen

§ 15 Inkrafttreten

Erster Abschnitt:
Vorbereitung der Prüfung

§ 1
Prüfungstermine

(1) Prüfungen werden nach Bedarf von der 
zuständigen Stelle angesetzt. Termine 
sollen nach Möglichkeit auf das Ende von 
Maßnahmen zur Ausbildung der Ausbil-
derinnen und Ausbilder abgestimmt sein.

(2) Die Prüfungstermine werden dem Prüfl ing 
spätestens vierzehn Tage vor Prüfungs-
beginn bekanntgegeben.

§ 2
Zulassung

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer die 
fachliche Eignung zur Ausbildung im 
Sinne des § 30 BBiG nachweist und an 
einem Seminar für Ausbilderinnen und 
Ausbilder teilgenommen hat. Zugelassen 
werden kann auch, wer die notwendigen 
Kenntnisse und Fähigkeiten auf andere 
Art und Weise erworben hat.

(2) Über die Zulassung entscheidet die 
zuständige Stelle. Hält diese die Zulas-
sungsvoraussetzungen nicht für gegeben, 
entscheidet der Prüfungsausschuss.

Zweiter Abschnitt:
Durchführung der Prüfung

§ 3
Gliederung der Prüfung

Die Gliederung richtet sich nach der Ausbil-
der-Eignungsverordnung (AusbEignV) vom 
21.01.2009 (BGBl. I S. 88).

§ 4
Besondere Verhältnisse
behinderter Menschen

Im Prüfungsverfahren sind für schwerbehin-
derte und ihnen gleichgestellte behinderte 
Menschen die ihrer Behinderung angemesse-
nen Erleichterungen auf Antrag zu gewähren. 
Die Entscheidung trifft die zuständige Stelle; 

dabei dürfen die fachlichen Anforderungen 
nicht geringer bemessen werden.

§ 5
Nichtöffentlichkeit

Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Der 
Prüfungsausschuss kann nach Anhörung 
des Prüfl ings anderen Personen, bei de-
nen ein dienstliches Interesse vorliegt, die 
Teilnahme an der Prüfung gestatten. An der 
Beratung über das Prüfungsergebnis dürfen 
nur die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
teilnehmen.

§ 6
Leitung und Aufsicht

(1) Die Prüfung wird unter Leitung des Vor-
sitzes vom gesamten Prüfungsausschuss 
abgenommen.

(2) Bei schriftlichen Prüfungen bestellt die 
zuständige Stelle die Aufsichtsführung, 
die sicherzustellen soll, dass die Prü-
fungsleistungen selbstständig und nur 
mit den erlaubten Arbeits- und Hilfsmitteln 
durchgeführt werden.

(3) Über den Ablauf der Prüfung ist eine 
Niederschrift zu fertigen und von der 
Aufsichtsführung bzw. vom Vorsitz des 
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. 
Die Niederschrift ist zusammen mit den Prü-
fungsakten einschließlich der Prüfungsarbei-
ten mindestens fünf Jahre aufzubewahren.

§ 7
Ausweispfl icht und Belehrung

Die Prüfl inge haben sich auf Verlangen des 
Vorsitzes oder der Aufsichtsführung über ihre 
Person auszuweisen. Sie sind vor Beginn 
der Prüfung über den Prüfungsablauf, die 
zur Verfügung stehende Zeit, die erlaubten 
Arbeits- und Hilfsmittel, die Folgen von 
Täuschungs-handlungen und Ordnungs-
verstößen, Rücktritt und Nichtteilnahme zu 
belehren.

§ 8
Ordnungswidriges Verhalten

(1) Als Folgen eines ordnungswidrigen 
Verhaltens, namentlich eines Täu-
schungsversuchs, des Besitzes oder der 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel 
sowie erheblicher Störungen der Ordnung 
können je nach dem Grad der Verfehlung 
ausgesprochen werden:

1. dem Prüfl ing kann die Wiederholung 
einzelner oder mehrerer Prüfungsleis-
tungen aufgegeben werden;

2. Prüfungsleistungen, auf die sich die 
Ordnungswidrigkeit bezieht, können 
für „ungenügend“ (0 Punkte) erklärt 
werden

 oder

3. die Prüfung kann insgesamt für nicht 
bestanden erklärt werden.

 Die Entscheidung trifft der Prüfungsaus-
schuss.

(2) Einen Prüfl ing, der sich bei der Anfertigung 
einer schriftlichen Arbeit ordnungswidrig 
verhält, kann die Aufsichtsführung von der 
Fortsetzung dieser Arbeit ausschließen. 
Die Aufsichtsführung hat dies in der Nie-
derschrift zu vermerken und die zustän-
dige Stelle unverzüglich zu unterrichten.

(3) Auch nach Aushändigung des Zeugnisses 
kann der Prüfungsausschuss die Prüfung 
für nicht bestanden erklären, jedoch nur 
innerhalb einer Frist von einem Jahr seit 
dem Tage der Prüfung.

(4) Vor Entscheidungen des Prüfungsaus-
schusses nach Absatz 1 und 3 ist der 
Prüfl ing zu hören.

§ 9
Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Ein Rücktritt von der Prüfung ist nur bis zu 
Beginn der Prüfung und durch schriftliche 
Erklärung möglich.

(2) Versäumt der Prüfl ing einen Prüfungster-
min aus Gründen, die er nicht zu vertreten 
hat, so werden bereits erbrachte selbst-
ständige Prüfungsleistungen anerkannt. 
Selbstständige Prüfungsleistungen sind 
solche, die thematisch klar abgrenzbar 
und nicht auf eine andere Prüfungsleis-
tung bezogen sind sowie eigenständig 
betrachtet werden.

(3) Der Grund für das Versäumen ist unver-
züglich mitzuteilen und nachzuweisen. 
Im Krankheitsfall ist die Vorlage eines 
ärztlichen Attestes erforderlich.

(4) Nimmt der Prüfl ing an der Prüfung oder 
einzelnen Prüfungsleistungen aus Grün-
den, die er zu vertreten hat, nicht teil, wird 
die Prüfung bzw. die Prüfungsleistung mit 
„Null“ Punkten bewertet.

Dritter Abschnitt:
Bewertung, Feststellung
und Beurkundung des
Prüfungsergebnisses

§ 10
Bewertungsschlüssel

(1) Die Prüfungsleistungen sind wie folgt zu 
bewerten:

sehr gut (1) = 14 oder 15 Punkte
– eine den Anforderungen in besonderem 

Maße entsprechende Leistung

gut (2) = 11, 12 oder 13 Punkte
– eine den Anforderungen voll entspre-

chende Leistung

befriedigend (3) = 8, 9 oder 10 Punkte
– eine den Anforderungen im Allgemei-

nen entsprechende Leistung
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ausreichend (4) = 5, 6 oder 7 Punkte
– eine Leistung, die zwar Mängel auf-

weist, aber im Ganzen den Anforde-
rungen noch entspricht

mangelhaft (5) = 2, 3 oder 4 Punkte
– eine Leistung die den Anforderungen 

nicht entspricht, jedoch erkennen lässt, 
dass die notwendigen Grundkenntnisse 
vorhanden sind und die Mängel in ab-
sehbarer Zeit behoben werden könnten

ungenügend (6) = 0 Punkte oder 1 Punkt
– eine den Anforderungen nicht entspre-

chende Leistung, bei der selbst die 
Grundkenntnisse so lückenhaft sind, 
dass die Mängel in absehbarer Zeit 
nicht behoben werden könnten.

(2) Die Punktzahl des schriftlichen Prüfungs-
teils wird ermittelt, in dem die Punktzahlen 
in der schriftlichen Prüfung aus den vier 
Handlungsfeldern zusammengezählt und 
die Summe durch die Zahl der Einzelleis-
tungen geteilt wird. Bei Zwischen- und 
Gesamtergebnissen ist die Gesamt-
punktzahl jeweils ohne Rundung bis zur 
zweiten Dezimalstelle zu errechnen. Dem 
ermittelten Punktwert entsprechen die 
folgenden Noten:

 13,50 bis 15,00
 = sehr gut

 10,50 bis 13,49
 = gut

 7,50 bis 10,49
 = befriedigend

 5,00 bis 7,49
 = ausreichend

 1,50 bis 4,99
 = mangelhaft

 0,00 bis 1,49
 = ungenügend.

§ 11
Feststellung

des Prüfungsergebnisses

Die schriftlichen Arbeiten werden von der 
jeweiligen Fachdozentin oder dem jeweiligen 
Fachdozenten sowie durch ein Mitglied oder 
stellvertretendes Mitglied des Prüfungsaus-
schusses bewertet; bei abweichenden Bewer-
tungsvorschlägen entscheidet der Prü-
fungsausschuss. Der Prüfungsausschuss 
bewertet die praktische Prüfung und stellt 
das Gesamtergebnis der Prüfung fest.

§ 12
Mitteilung über Bestehen oder 

Nichtbestehen,
Bescheid über nicht bestandene 

Prüfung

(1) Die Entscheidung über das Bestehen 
der Prüfung ist dem Prüfl ing unmittelbar 
nach Abschluss der Prüfung schriftlich 
mitzuteilen.

(2) Bei nicht bestandener Prüfung erhält 
der Prüfl ing von der zuständigen Stelle 
einen schriftlichen Bescheid. Darin ist 
anzugeben, welche Prüfungsleistungen 
in einer Wiederholungsprüfung nicht mehr 
wiederholt werden müssen.

(3) Auf die besonderen Bestimmungen der 
Wiederholungsprüfung gemäß § 14 ist 
hinzuweisen.

§ 13
Prüfungszeugnis

Über das Ergebnis der bestandenen Prü-
fung erhält der Prüfl ing ein Zeugnis nach
§ 5 AusbEignV.

Vierter Abschnitt:
Wiederholungsprüfung

§ 14
Wiederholungsprüfung

(1) Eine nicht bestandene Abschlussprüfung 
kann zweimal wiederholt werden.

(2) In der Wiederholungsprüfung kann der 
Prüfl ing auf Antrag von einem Prüfungs-
teil befreit werden. Voraussetzung ist, 
dass er sich innerhalb von zwei Jahren, 
gerechnet vom Tage der Beendigung 
der nicht bestandenen Prüfung an, zur 
Wiederholungsprüfung anmeldet.

Fünfter Abschnitt:
Schlussbestimmungen

§ 15
Inkrafttreten

Diese Prüfungsordnung tritt mit Verkündung 
in Kraft.

Sie wurde am 29.April 2014 gem. § 47 Abs. 
1 Satz 2 BBiG durch das Ministerium für In-
neres und Kommunales Nordrhein-Westfalen 
genehmigt.

* * *
Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zu-
standekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Essen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende Satzung sowie der Hinweis 
nach § 7 Abs. 6 GO NRW werden hiermit 
öffentlich bekannt gemacht.

23. März 2018 Der Oberbürgermeister
 Thomas Kufen
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Fachbereich für Statistik, Stadtforschung 
und Wahlen:

Nachrückverfahren
in der Bezirksvertretung VIII

der Stadt Essen

Frau Beate Klingebiel, Überruhrstr. 362, 
45277 Essen, ist mit Ablauf des 28.02.2018 
als Vertreterin der Christlich Demokratischen 
Union Deutschlands (CDU) aus der Bezirks-
vertretung VIII durch Verzicht ausgeschieden.

Gemäß § 45 i.V.m. § 46a des Kommunal-
wahlgesetzes NRW (KWahlG) in der zurzeit 
geltenden Fassung wird hiermit festgestellt, 
dass Herr Elmar Ferdinand Schönberger, 
Überruhrstr. 50, 45277 Essen, in die Vertre-
tung einrückt.

Gegen die Feststellung der Nachfolge kann 
gemäß § 45 (2) i.V.m. § 39 (1) KWahlG

a) jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes 
(Stadt Essen),

b) die für das Wahlgebiet zuständige Leitung 
solcher Parteien und Wählergruppen, die 
an der Wahl teilgenommen haben, sowie 

c) die Aufsichtsbehörde

binnen eines Monats Einspruch erheben.

Der Einspruch ist bei der Stadt Essen - Wahl-
leiter -, Wahlamt, Kopstadtplatz 10, 45127 
Essen, schriftlich einzureichen oder mündlich 
zur Niederschrift zu erklären.

16.03.2018 Thomas Kufen
 Oberbürgermeister
 als Wahlleiter
 88-12 313
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Öffentliche Zustellungen
Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung gem. § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes vom 
12.08.2005 (BGBl. I S. 2354) in Verbindung mit § 1 des Landeszustellungsgesetzes NRW 
vom 07.03.2006 (GV.NRW.S. 94) in der jeweils gültigen Fassung wird für Nachgenannte(n) 
die Bekanntmachung eines Schreibens an der Anschlagtafel im Erdgeschoss des Rathauses, 
Porscheplatz 1, ausgehändigt.

Name, Vorname 
letzte bekannte Anschrift zuständiges Amt
Alkrian, Omar
Katzenbruchstr. 27 a, 45141 Essen JobCenter Essen Mitte,  88-56 139
Bachir, Moustapha Jugendamt,  88-51 638
Friedrich, Adam Robert Jugendamt,  88-51 276
Islamovic, Muhamed 
Stolbergstr. 107, 45355 Essen Ordnungsamt,  88-32 775
Ramadani, Alisa Jugendamt,  88-51 277
Walbaum, Klaus-Dieter Jugendamt,  88-51 638

Es wird darauf hingewiesen, dass das jeweilige Schriftstück zwei Wochen nach Aushang 
der Benachrichtigung als zugestellt gilt.

Sonstige              
Bekanntmachungen

Sparkasse Essen:

Aufgebote von 
Sparurkunden

Folgende von uns ausgestellte Sparurkunden 
sollen für kraftlos erklärt werden:

 300 145 829 2 336 114 711 3
 300 097 336 6 318 446 393 7
 467 111 094 0 300 050 857 6
 486 131 556 4 

An die Inhaber dieser Sparurkunden ergeht 
die Aufforderung, binnen 3 Monaten ihre 
Rechte unter Vorlegung der Sparurkunde 
anzumelden; andernfalls werden die Spar-
urkunden für kraftlos erklärt.

21.03.2018 Sparkasse Essen
 Remmer Hopp
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